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Sie haben für Ihre Dokumentation fünf
Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen
ein Jahr im Arbeitsalltag begleitet. Was
treibt diese fünf an, gibt es da einen ge-
meinsamen Nenner?
Auffällig war zunächst einmal, dass sie auf
ganz unterschiedlichen Wegen in die Politik
gegangen sind. Einer hat die klassische Poli-
tikerkarriere gemacht, ist schon in früher Ju-
gend in die Partei eingetreten und hat sich
Schritt für Schritt nach oben gearbeitet. An-
dere sind mehr oder weniger Quereinsteiger,
die aus einem gesellschaftlichen Engagement
heraus in die Berufspolitik gekommen sind
– mit ganz unterschiedlicher Motivation.

Was hat Sie bei Ihrer Langzeitbeobach-
tung im Parlamentsviertel am meisten
überrascht? 
Dass das Parlament vielfältiger und bunter
ist, als man häufig annimmt. Gar nicht so ty-
pisch, wie man sich das schon vom äußeren
Erscheinungsbild her bei Abgeordneten
denkt: Schlipsträger und Kostümträgerin.
Das ist nicht so. Gerade bei den fünf Porträ-
tierten zeigt sich das auch. Es gibt den eher
Unscheinbaren, wie das ein Abgeordneter
auch selbst von sich sagt; es gibt aber auch
Exoten und Quereinsteiger mit einem Le-
benslauf abseits einer klassischen Parteikar-
riere. Diese Bandbreite unter den Parlamen-
tariern hätte ich nicht vermutet, ich dachte,
das wäre viel einförmiger und eindimensio-
naler. Bemerkenswert waren für mich aber
auch die Kleinteiligkeit und Detailtiefe, mit
sie sich in ihr Fachgebiet einarbeiten, der Ar-
beitsaufwand, die Termindichte. 

Ihre Dokumentation nimmt sich das,
was die Porträtierten offenbar kaum ha-
ben: viel Zeit. Hatten Sie den Eindruck,
dass weniger Zeitdruck hilfreich wäre bei
wichtigen politischen Entscheidungen? 
Das scheint mir so. Die Abgeordneten spre-
chen im Film ja auch von „Hochtourigkeit“
oder vom „Hamsterrad“. Die Zeit, einmal in
Ruhe etwas zu durchdenken und zu entwi-
ckeln, ist knapp. Durch tagesaktuelle Aufga-
ben fällt da eine Menge an Kreativität, an in-
tellektueller Gestaltung hinten runter,
scheint mir.  

Sie arbeiten mit fast statischen Bil-
dern: Viele Architekturmotive, Beton und
Glas als Kulisse, die Abgeordneten bei Be-
sprechungen mit ihren Mitarbeitern, in Ar-
beitsgruppen, beim Telefonieren. Vermit-
telt wird eine nüchterne Arbeitsatmosphä-
re, ein geräuschloser und eingespielter par-
lamentarischer Betrieb. Wie passen diese
Bilder zur Atemlosigkeit des politischen
Berlins in den Nachrichten? 
Das passt natürlich nicht zusammen. Und es
war ja genau der Ansatz unseres Filmprojek-
tes. Wir wollten uns ganz bewusst auch in
unserer Bildsprache von aufgeregten media-
len Bildern absetzen. Auch um den Protago-
nisten das Gefühl zu geben, wir machen hier
etwas anderes als einen anderthalb-Minu-
ten-Beitrag für die Abendnachrichten. 

Der scheidende Bundestagsvizepräsi-
dent Wolfgang Thierse hat die Langsam-
keit der Demokratie ausdrücklich vertei-
digt: Sie verlange unendlich viel Geduld,
sei aber Voraussetzung dafür, dass Sach-
verstand und Interessenausgleich eine
Chance haben. Wie haben Sie den Arbeits-
alltag wahrgenommen: Entscheiden unter
extrem hoher Schlagzahl oder eher das
sprichwörtliche Bohren dicker Bretter? 
Wir hatten häufig den Eindruck, dass sich in
der Bundestagswelt vieles um sich selbst
dreht – was übrigens in einer Großorganisa-
tion oder einem Großunternehmen nicht
anders wäre. Zum Beispiel das Durcharbei-
ten dieser gigantischen Papierstapel in den
Büros der Abgeordneten. Man konnte mit
dem Blick von außen nicht sofort unter-
scheiden: Was ist Abarbeiten tagesaktueller
Problematik, was sind Anträge, Anfragen,
Gesetzentwürfe anderer Fachgebiete und

was gehört zur politischen Gestaltung im ei-
genen Fachgebiet. Natürlich erlebt man
auch das sprichwörtliche Bohren dicker
Bretter. Einer der Abgeordneten sagt im
Film, dass man einen langen Atem haben
muss, an Themen auch dann beharrlich
dranbleiben sollte, wenn sie bereits wieder
aus dem Fokus von Medien und Öffentlich-
keit verschwunden sind. Ich glaube, gerade
hinter dieser Kleinteiligkeit verbirgt sich ein
Gestaltungsspielraum. Irgendwann kommt
der Punkt, wo man sagt: Hier ist meine Idee,
ich habe lange daran gearbeitet, ich kann ei-

ne durchdachte Lösung anbieten. Mit dieser
Hartnäckigkeit ergibt sich schon ein gestal-
terisches Moment. 

Was macht den Abgeordneten mehr zu
schaffen: Die Erwartungen der Wähler
und der Öffentlichkeit oder der Druck in-
nerhalb der Fraktion oder innerhalb der
eigenen Partei? 
Das war für mich eine sehr überraschende
Erfahrung, wie hoch der Druck in den eige-
nen Reihen sein kann. Man bekommt einen
Eindruck davon bei einer der Abgeordneten,

die wir bei einem Landesparteitag mit der
Kamera begleitet haben. Dort wurde über
die Listenplätze für die Bundestagswahl ent-
schieden. Der Druck auf die Bewerber schien
mir immens.  

Was halten Sie von dem Vorwurf, es ge-
he in der Politik nicht mehr um die ganz
großen Richtungsentscheidungen, es fehle
die Unterscheidbarkeit zwischen den Par-
teien? 
Ich bin politisch erwachsen geworden in den
1970er Jahren mit all ihren großen Rich-
tungskämpfen und scharfen Auseinander-
setzungen. Daran gemessen kann man im
aktuellen Wahlkampf durchaus die Zuspit-
zung, die scharfe Kontur vermissen. 

Ist dies die Kehrseite der sachorientier-
ten und kleinteiligen Arbeit, auf die Sie in
Ihrer Dokumentation immer wieder zu-
rückkommen? 
Ja, das ist wohl so. Wir hätten im Film gern
mehr von der Langwierigkeit und Langat-
migkeit gezeigt, die Gremiensitzungen eben
auch bedeuten. Das Bedürfnis nach Konsens
ist stark ausgeprägt, in den Arbeitskreisen
und Arbeitsgruppen der Fraktionen sowieso.
Ein sachlicher und auch freundlicher Ton
herrscht aber auch über die Fraktionsgren-
zen hinweg. Und das geht natürlich zu Las-
ten der Schärfe und der Kontur. 

Sie zeigen Abgeordnete auch als Küm-
merer im Wahlkreis. Wie wichtig ist dieser
Teil ihrer Arbeit? 
Sie haben gar keine Chance, dem zu entge-
hen. Auch das war neu für mich, dass Parla-
mentarier teilweise als Sozialarbeiter wahr-
genommen werden. Menschen konfrontie-
ren sie im Wahlkreis mit ihrem ganz persön-
lichen Problem – mit der Bitte, dass der
Abgeordnete, der ja kein Streetworker ist,
das Kraft seines Amtes aus der Welt schafft.
Alle fünf Porträtierten nehmen solche Anlie-
gen sehr ernst und gehen ihnen auch nach,
auch wenn es nicht immer eine Lösung gibt.
Aber sie tun da schon ihr Bestes. 

Wie gehen Abgeordnete mit Desinte-
resse und Verdruss, mit Politikbeschimp-
fungen um?
Das trifft sie. Die fünf Abgeordneten in un-
serem Film legen ein enormes Arbeitspen-
sum hin – immer mit Blick auf die öffentli-
chen Belange. Wenn sie dann dafür mit
Ignoranz und Aggression abgestraft werden,
ist das in meinen Augen nicht fair. Da
stimmt auch etwas in unserer Gesellschaft
nicht, das muss man ganz klar sagen. 

Nach einem Jahr Langzeitbeobachtung
im Parlament: Könnten Sie sich auch vor-
stellen, Abgeordneter zu sein?
Der Druck, den man aushalten können und
die Hartnäckigkeit, die man haben muss,
um dieses Amt wirklich befriedigend aus-
führen zu können, das wäre nichts für mich.
Das war übrigens auch die Ausgangsfrage
des Filmprojekts: Würdest Du Dir selber zu-
trauen, diesen Job zu machen? Mit dieser
Neugier, mit dieser offenen Fragestellung
sind wir in den Film gegangen. Und ich
muss am Ende sagen: Nein, also ich würde
mir das nicht zutrauen. ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Siegfried Ressel ist Dokumentarfilmer und
Autor. Für seine 3sat-Dokumentation „Volks-

vertreter – abgeordnet in den Bundestag“
begleitete er fünf Parlamentarier aller Frak-
tionen ein Jahr lang in ihrem Arbeitsalltag.
Der Film ist in der 3sat-Mediathek abrufbar

(www.3sat.de/mediathek). 
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WAHLPFLICHT AUCH IN DEUTSCHLAND?

Detlef Drewes
Freier Journalist,
Brüssel

Eckart Lohse
»Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung«

Eine Frage der Moral 

Kann man wirklich noch von Demokratie
sprechen, wenn nur 70,8 Prozent der
Wahlberechtigten zur Urne gehen – wie
bei der zurückliegenden Bundestags-

wahl? Oder sogar nur 43,3 Prozent – wie bei der
letzten Europa-Wahl 2009? Damit reichten nämlich
in Deutschland 35,5 Prozent der Wahlberechtigten
für eine Mehrheit im Parlament, im Fall Europas so-
gar nur 21,7 Prozent. Die Demokratie bekommt ein
Legitimationsproblem.
In Ländern mit Wahlpflicht liegt die Beteiligung
deutlich höher. Sogar dort, wo wie in Belgien (rund
92 Prozent gehen dort zur Urne) die ausgesetzten
Strafen (50 Euro beim ersten Fernbleiben, anschlie-
ßend wird die Geldbuße erhöht) nur selten voll-
streckt werden. Argumente der Nichtwähler wie
„Ich weiß nicht, wem ich meine Stimme geben soll“
ziehen nicht. Noch nie war die Information über die
Wahlprogramme so umfangreich. Nie zuvor konn-
ten sich die Wahlberechtigten in allen Medien so
umfassend informieren. Sie müssen nur wollen.
Es ist nicht hinnehmbar, staatliche Leistungen in
Anspruch zu nehmen, ohne sich an der Gestaltung
des Gemeinwesens zu beteiligen. Diese „morali-
sche Pflicht“ besteht nicht nur auf dem Papier. Es
gibt sie wirklich. Weil ohne Legimitation durch den
Bürger keine Regierung wirklich tun kann, was der
Wille des Volkes ist. Das gilt von der europäischen
über die Bundes- und Landesebene bis zur Kommu-
ne. Die Einwände der Gegner einer Wahlpflicht las-
sen sich leicht aus der Welt schaffen – etwa indem
die Wahlunterlagen schon mit der Benachrichti-
gung verschickt werden. Belgiens Beispiel zeigt üb-
rigens auch: Die Parteien können sich millionenteu-
re Kampagnen zur Mobilisierung potenzieller An-
hänger weitgehend sparen, weil die Menschen oh-
nehin ihre Stimme abgeben müssen.

Die Demokratie lebt

In Deutschland lag die Wahlbeteiligung bei der
jüngsten Bundestagswahl noch bei gut 70
Prozent. Das ist der mit Abstand niedrigste
Wert seit 1949. Die Zahl derjenigen Bürger,

die an der Wahl teilnehmen, geht zurück. Kontinu-
ierlich. Ist die Bundesrepublik deswegen eine
schlecht funktionierende Demokratie? Muss gar
über eine Wahlpflicht nachgedacht werden?
Zweimal nein. Die Demokratie in Deutschland funk-
tioniert gut und ist höchst lebendig. Innerhalb we-
niger Jahre sind zwei neue Parteien entstanden, die
Piraten und die Alternative für Deutschland (AfD).
Die Gründung der Partei Die Linke lag da noch nicht
lange zurück. Die Piraten sind schon in Landtage
eingezogen, und die Demoskopen halten es nicht
für ausgeschlossen, dass die AfD den Sprung in den
Bundestag schafft. Das zeugt vom Interesse der
Menschen an der Politik. Nämliches gilt für ein Mil-
lionenpublikum, dass sich an einem Sonntagabend
vor den Fernseher setzt, um Kanzlerin Angela Mer-
kel und Herausforderer Peer Steinbrück bei ihrem
Schlagabtausch zuzusehen.
Dass die Wahlbeteiligung dennoch gering ist, dürf-
te vielmehr damit zu tun haben, dass Deutschland
sich in einer stabilen und politisch ruhigen Lage be-
findet. Da bleibt mancher am Wahltag zuhause,
weil er sich wenig Sorgen um das Land macht. In
den 1970er Jahren, als der Terror Deutschland im
Innersten erschütterte und die Gesellschaft hoch
politisiert war, lag die Wahlbeteiligung bei mehr als
90 Prozent.
Sollte eine ähnliche Situation wieder entstehen,
werden wieder mehr Menschen von ihrem Wahl-
recht Gebrauch machen. Solange eine Demokratie
so gut funktioniert, sind Gedanken an eine organi-
satorisch und rechtlich schwierige Wahlpflicht über-
flüssig.

Komplizierte Rechtsfragen: Der Wahlprüfungsausschuss

Öffnet ein Bleistift in der Wahlkabine Manipulationen
Tür und Tor? Verzerren fingierte Prognosen im Inter-
net noch vor Ablauf der Wahl um 18 Uhr das Ab-
stimmungsergebnis? Und was ist eigentlich, wenn

sich im Wahllokal, weil es sich zum Beispiel in der Kreissparkasse
befindet, eine Kamera befindet? Um solche Fragen drehten sich
nur drei der  insgesamt 163 Einsprüche gegen die Bundestagswahl
2009, mit denen sich der Wahlprüfungsausschuss des Bundesta-
ges in dieser Legislaturperiode beschäftigt hat.
Die Aufgabe des heute neunköpfigen Ausschusses, der in jeder Le-
gislaturperiode direkt von Plenum neu gewählt wird und nicht mit
dem größeren und nur zum Teil personenidentischen Geschäftsord-
nungsausschuss zu verwechseln ist: Prüfen, ob bei der Bundestags-
wahl oder bei der Wahl der deutschen Mitglieder des Europäischen
Parlaments alles mit rechten Dingen zuging. Jeder Wahlberechtig-
te kann innerhalb von zwei Monaten Einspruch gegen die Wahl ein-
legen und so Vorbereitung und Durchführung der Wahl oder die
Stimmenauszählung auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfen lassen.
„Viele Wahleinsprüche betreffen komplizierte Fragestellungen,
und wir müssen alle mit großer Sorgfalt prüfen“, erklärt der Aus-
schussvorsitzende Thomas Strobl (CDU). Dazu gehöre auch, die
Einsprüche der Bürger an den jeweiligen Kreis- und Landeswahl-
leiter oder den Bundeswahlleiter für eine Stellungnahme zu sen-
den. Diese werde dann an den jeweiligen Beschwerdeführer über-
sandt, um ihm Gelegenheit zur Gegenäußerung zu geben. „Ein
zeitaufwendiges Verfahren“, gibt Strobl zu.Aber ein notwendiges.

Keiner der Wahleinsprüche zur letzten Bundestagswahl war übri-
gens erfolgreich. „In keinem Fall konnte ein Rechtsverstoß bei der
Vorbereitung oder Durchführung der Bundestagswahl festgestellt
werden, der sich auch auf die Sitzverteilung im Bundestag ausge-
wirkt hat. Beides zusammen wäre Voraussetzung dafür gewesen,
die Wahl für ungültig zu erklären“, erklärte der Ausschuss nach
Abschluss aller Prüfungen.

Allerdings können einige der Einsprüche mögliche Schwachstellen
beim Wahlrecht oder seiner Anwendung aufzeigen, auf die der
Ausschuss mit Empfehlungen – sogenannten Prüfbitten – reagie-
ren kann. Und genau das ist in der jetzt ablaufenden Wahlperiode
auch geschehen. So hat der Bundestag die Bundesregierung auf
eine einstimmige Empfehlung des Ausschusses gebeten, zu prü-
fen, ob der Rechtsschutz für nicht zur Wahl zugelassene politische
Vereinigungen verbessert werden kann.
Eine ganze Reihe von Einsprüchen kam nach der Wahl 2009 von
Parteien und Gruppierungen, deren Landeslisten nicht zugelassen

wurden oder die aufgrund der fehlenden Parteieigenschaft gar
nicht an der Wahl teilnehmen konnten. Damals bestand noch nicht
die Möglichkeit, gegen die Entscheidung des Bundeswahlaus-
schusses bereits vor der Wahl Rechtsmittel einzulegen. Die Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa hatte das
in ihrem Bericht zur Beobachtung der Bundestagswahl 2009 kriti-
siert.
Im Frühjahr 2012 stimmte der Bundestag  für einen gemeinsamen
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen „zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahl-
sachen“. Damit können nunmehr Vereinigungen, die vom Bundes-
wahlausschuss nicht als Partei für eine Wahl zugelassen worden
sind, noch vor dieser Wahl Beschwerde bei den Karlsruher Rich-
tern erheben. Zwölf Vereinigungen machten im Vorfeld der anste-
henden Bundestagswahl von diesem neuen Recht Gebrauch: Elf
Beschwerden lehnten die Karlsruher Richter im Juli ab; eine Verei-
nigung schaffte es über den Umweg nach Karlsruhe am Ende doch
noch auf die Wahlzettel.
Für die Abgeordneten bedeutet die Wahlprüfung mitunter Ausei-
nandersetzung mit schwierigen Rechtsfragen. Es ist wohl kein Zu-
fall, dass sechs der Mitglieder einen juristischen Hintergrund ha-
ben, als Anwälte und Notare tätig waren. Doch Voraussetzung für
die Mitarbeit im Ausschuss ist ein Jurastudium natürlich nicht. „Als
Abgeordnete sind wir Repräsentanten des Volkes, und das besteht
– Gott sei Dank – auch nicht nur aus Juristen“, sagt der Ausschuss-
vorsitzende Strobl. Sandra Schmid/Alexander Heinrich ❚

»Wir müssen alle
Wahleinsprüche mit großer

Sorgfalt prüfen.«
Ausschussvorsitzender Thomas Strobl (CDU) 

»Sie tun da
schon ihr
Bestes«
SIEGFRIED RESSEL Der
Dokumentarfilmer hat fünf
Abgeordnete ein Jahr lang begleitet –
und einige Überraschungen erlebt 
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